
Einst Schule, dann Lazarett, ab 1957 
Kinderkurheim Georgi Dimitroff, seit 
2014 Flüchtlingsheim – und  gewinn-
bringende Immobilie

Alte Häuser, frische 
Goldgruben

In Wusterhausen/Dosse und Flecken Zechlin machten Geschäfts-
leute viel Geld mit alten Gebäuden. Sie sind wegen Betrugs  

vorbestraft, schulden dem Land rund 200 000 Euro.  
Die Behörden reagierten bislang kaum …

30  |  SUPERillu  |  31/2024

IMMOBILIEN-DEAL



Auch dieses verlassene Hotel in Flecken Zechlin soll künftig als Flücht-
lingsheim genutzt werden. Die Umbauarbeiten gehen nur langsam voran

D
ie Lage ist idyl-
lisch, ganz nah an 
einem See. Das 
Backsteinhaus 
steht etwas ver-
steckt hinter alten 

Bäumen, am Rande der Klein-
stadt Wusterhausen/Dosse, im 
brandenburgischen Landkreis 
Ostprignitz-Ruppin (OPR). Es 
wurde 1909 erbaut und hat eine 
bewegte Geschichte.

Einst war es eine Berufs-
schule für die Landwirtschaft, 
dann ein Ausbildungsort für 
Mädchen, später ein Lazarett 
für die Sowjet-Armee und ab 
1957 das Kinderkurheim Georgi 
Dimitroff. Nach der Wende 
wurde daraus ein Mutter-Kind-
Heim des Deutschen Roten 
Kreuzes. Über die Jahre hat es 
viele Menschen kommen und 
gehen gesehen – zuletzt eine 
Gruppe schillernder Geschäfts-
leute, die für so abenteuerliche 
wie lukrative Entwicklungen 
sorgten.

2014 kauften zwei Unterneh-
mer dem Land Brandenburg das 
Gebäude ab. Der eine, Rainer 
Müller*, ist wegen Betrugs und 
Unterschlagung vorbestraft. 
Der andere, Hans Werner*, war 
in der Solarbranche tätig. Die 
beiden zahlten dem Land 
300 000 Euro und vermieteten 
das Gebäude als Flüchtlings-
heim dem Landkreis. Der zahl-
te jährlich 180 000 Euro Miete. 
Den Mietvertrag unterschrieb 
Landrat Ralf Reinhardt (SPD). 
Bis 2010 war er Bürgermeister 
von Wusterhausen/Dosse.

2020 veräußerten die Unter-
nehmer das Heim für den dop-
pelten Preis, 730 000 Euro. Käu-
fer war Maik Schuster* gegen 
den aktuell die Staatsanwalt-
schaften Neuruppin und Berlin 
ermitteln. Der Verdacht: Beste-
chung und Insolvenzver- 
schleppung. Schuster behielt 
das Haus nicht lange. 2022 
reichte er es für den dreifachen 
Preis an eine GmbH weiter, für 
2,4 Mio. Euro. Gewinn in knapp 
zwei Jahren: 1,7 Mio. Euro. Der 
Geschäftsführer der GmbH war 
wegen Betrugs und Urkunden-
fälschung vorbestraft, der Pro-

kurist vertreibt gebrauchte 
Kraftwerke im Mittleren Osten 
über eine zweite Firma. Es stellt 
sich die Frage: Warum arbeiten 
Behörden mit vorbestraften 
Personen zusammen? Fast 
scheint es, als werden Unter-
nehmer eher geschont als zur 
Rechenschaft gezogen.

Als das Land Brandenburg 
das Haus 2014 zu einem günsti-
gen Preis verkaufte, verlangte 
es als Gegenleistung eine Betei-
ligung, sollte das Gebäude ir-
gendwann mit Gewinn weiter-
verkauft werden. Genau das 
geschah 2020. Aus dem Verkauf 
damals steht dem Land die 

Hälfte des Gewinns zu, 216 000 
Euro – die aber nie flossen. Seit 
2022 ist das Finanzministerium 
in Potsdam über den Vertrags-
bruch informiert. 2023 forderte 
es das Geld zurück, ohne Erfolg. 
Auf Nachfrage heißt es: Wir 
prüfen eine Klage. 

Angesichts knapper öffentli-
cher Kassen überrascht diese 
Geduld. Im Vergleich zum Bran-
denburger Haushalt (16 Mrd. 
Euro) sind 216 000 Euro wenig 
Geld, aber damit ließen sich z. B. 
Schulräume sanieren.

Das Gebäude in Wusterhau-
sen war schon Jahre zuvor ein 
schwarzes Loch für Millionen. 
Das Mutter-Kind-Heim des 
DRK häufte über die Jahre einen 
Schuldenberg von drei Millio-
nen Euro an. Unter den Gläubi-
gern waren die Commerzbank 
und der Bund. 2006 rutschte das 

DRK Kyritz in die Insolvenz. 
Trotz langen Verfahrens fand 
sich kein Käufer. Der Fall war 
schwierig: Das DRK hatte das 
Gebäude nicht gekauft, sondern 
über ein Erbbaurecht gepachtet. 
Die Pacht war zweckgebunden, 
nur der Betrieb eines Mutter-
Kind-Heims war erlaubt. Das 
war wohl für viele Investoren 
uninteressant. 

Den eingangs erwähnten 
Geschäftsmann Müller 
schreckte das aber nicht ab. Bei 
einer Zwangsversteigerung er-
warb er 2013 das Erbbaurecht. 
Damit konnte er das Gebäude 
als Mutter-Kind-Heim nutzen, 

das umliegende Grundstück ge-
hörte jedoch immer noch dem 
Land. Trotz dieser Zweckbin-
dung konnten er und sein Part-
ner das Gebäude 2014 als Flücht-
lingsheim an den Landkreis 
vermieten. Streng genommen 
war dies eine unzulässige Nut-
zung, auch wenn es nur wenige 
Wochen waren. Erst im Dezem-
ber 2014 wurde das Erbbaurecht 
aufgehoben und damit der Be-
trieb als Flüchtlingsheim recht-
lich erlaubt. Die damalige 
Flüchtlingskrise erklärt die Ku-
lanz, aber vermutlich war man 
sich der Unregelmäßigkeit be-
wusst. Denn einige Monate spä-
ter wurde der Beginn des Miet-
verhältnisses von Oktober auf 
Dezember 2014 abgeändert.

2015 teilten die beiden Eigen-
tümer das Grundstück unter 
sich auf. Müller erhielt den grö-

ßeren Teil, auf dem ein weiteres 
Gebäude stand. Das vermietete 
er 2017 dem Landkreis als Kita. 
Werner behielt den kleineren 
Teil des Grundstücks, auf dem 
das Heim stand. 

Ende 2021 kaufte Müller 
außerdem mit Schuster zusam-
men für 470 000 Euro ein ver-
lassenes Hotel in Flecken Zech-
lin, Ortsteil von Rheinsberg. In 
der DDR war es das FDGB-Heim 
Adolf Giesecke. Zwei Monate 
später, im Januar 2022, mietete 
der Landkreis das leere Hotel als 
Flüchtlingswohnheim. Für die 
schnelle Renovierung wurden 
den Geschäftsleuten eine Mil-
lion Euro Zuschuss zugesagt. 
2022 wurden 500 000 Euro aus-
gezahlt – doch bis heute ist das 
Flüchtlingsheim nicht in  
Betrieb. 

Auch hier machten Müller 
und Schuster richtig Reibach: 
Im Juni 2023 verkauften sie das 
Hotel für den fünffachen Preis: 
2,65 Mio. Euro. Käufer war er-
neut die gleiche GmbH, die das 
Heim in Wusterhausen kaufte. 
Grund für den Preissprung: der 
zehnjährige Mietvertrag mit 
dem Landkreis und die Jahres-
miete von 420 000 Euro. Die 
fließt, sobald das Heim in  
Betrieb geht ...  

Unglaublich, wie viel Geld 
sich mit alten Gebäuden verdie-
nen lässt. Ob Flecken Zechlin 
oder Wusterhausen/Dosse - 
Millionen Euro landeten am 
Ende in den Taschen vorbe-
strafter Geschäftsleute. Das 
lässt Fragen aufkommen: War-
um mietete der Landkreis in 
Flecken Zechlin von diesen Ge-
schäftsleuten und nicht vom 
vorherigen Eigentümer? War in 
Wusterhausen eine Privatisie-
rung tatsächlich notwendig? 
Hätte der Landkreis das Gebäu-
de nicht direkt vom Land mie-
ten können? So wären 1,6 Mio. 
Euro Steuergeld, die seit 2014 als 
Miete gezahlt wurden, in öf-
fentlicher Hand geblieben. An-
fragen an die Geschäftsleute 
blieben unbeantwortet, auch 
der Landkreis reagierte nicht 
auf Nachfragen.

	                 Adrian Garcia-Landa

* Namen von der  Redakt ion geänder t
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